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1.  Feststellung der ordnungsgemäß erfolgten Einladung und der Be-
schlussfähigkeit 

 
Protokoll: 

Landrat Hans-Jürgen Petrauschke eröffnete die Sitzung, begrüßte die Anwesenden und 
stellte fest, dass zur Sitzung ordnungsgemäß eingeladen wurde und der Kreisaus-
schuss beschlussfähig ist. 
Den Abgeordneten lagen folgende Tischvorlagen vor: 
 

ZU TOP 4 

„Bericht zur Braunkohleplanung und 

Energiewirtschaft““ 
 

4.1 Ergänzungsantrag der SPD-Kreistagsfrak-

tion vom 05.11.2018 
 

 

 

Zu TOP 6 
„Wirtschafts- und Beschäftigungsförde-

rung“ 
 

Aktuelle Arbeitsmarktzahlen Oktober/Novem-

ber 2018 

 

Vorlage der Verwaltung  

 

 

Die mit  versehenen Tischvorlagen sind dieser Niederschrift als Anlage beigefügt. 

 
Kreistagsabgeordneter Udo Bartsch fragte, ob es bei Mandatos möglich sei unter den  
Tagesordnungspunkten ohne Anlagen ebenfalls Platz für Notizen einzuräumen. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke sicherte eine Prüfung durch die Verwaltung zu. 
  

 
 
 
 
  

2.  Bestätigung von Beschlüssen der Ausschüsse 
  

 

2.1.  Finanzausschuss am 12.09.2018 
 

Protokoll: 

Kreiskämmerer Ingolf Graul berichtete, dass der Haushaltsentwurf in den Kreistag am 
19.12.2018 eingebracht werde. Die gesetzesmäßige Beteiligung der Bürgermeister 
habe am 05.11.2018 bereits stattgefunden. Auf der Grundlage der jetzigen Erkennt-
nisse ergebe sich für das Jahr 2019 ein Hebesatz von 34,64 v.H. und für das Jahr 2020 
ein Hebesatz von 35,80 v.H.. Im Vergleich zum Hebesatz für das Jahr 2018 würde dies 
in 2019 eine Senkung von 2,86 Prozentpunkten und in 2020 von 1,7 Prozentpunkten 
ausmachen. Der Bruttoumlagebetrag sinke in 2019 um rd. 47 Mio. € und in 2020 um 
rd. 29 Mio. €.  
Bezüglich der Haushaltsplanung ergebe sich eine Unsicherheit, so Kreiskämmerer In-
golf Graul weiter, da die Bundesregierung in der Sitzung vom 10.10.2018 beschlossen 
habe, die Bundeserstattung für Kosten der Unterkunft in 2019 um 6,9 v.H. zu senken. 
Im Falle eines Bundestagsbeschlusses führe dies zu einer Steigerung des Umlagesat-
zes von 0,7 v.H. für die Jahre 2019 und 2020. 
 

KA/20181107/Ö2.1 
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Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Finanzausschusses vom 12.09.2018 
und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

2.2.  Ausschuss für Rettungswesen, Feuer- und Katastrophenschutz am 
24.09.2018 

  

KA/20181107/Ö2.2 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Ausschusses für Rettungswesen, 
Feuer- und Katastrophenschutz vom 24.09.2018 und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

2.3.  Schulausschuss am 04.10.2018 
  

KA/20181107/Ö2.3 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Schulausschusses vom 04.10.2018 
und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

2.4.  Jugendhilfeausschuss am 09.10.2018 
  

KA/20181107/Ö2.4 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses vom 
09.10.2018 und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
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2.5.  Nahverkehrs- und Straßenbauausschuss am 10.10.2018 
 

Protokoll: 

Kreisdezernent Tillmann Lonnes berichtete, dass ein neuer Entwurf zur Änderung der 
Beförderungsentgelte im Gelegenheitsverkehr mit Taxen im Rhein-Kreis Neuss für den 
Kreistag am 19.12.2018 vorgelegt werde. Gegenüber den besprochenen Anpassungen 
solle eine Senkung der Gebühren erfolgen. Insgesamt bleibe es jedoch bei einer Erhö-
hung um etwa 10%. Der Entwurf ist dem Protokoll als Anlage beigefügt. 

 

Kreisdezernent Karsten Mankowsky berichtete, dass am 06.11.2018 ein Gesprächster-
min zur Anschlussstelle Delrath mit den Beteiligten des Wirtschafts- und Verkehrsmi-
nisteriums, der Bezirksregierung, der Stadt Dormagen und dem Tiefbauamt des Rhein-
Kreises Neuss stattgefunden habe. Er habe vortragen können, dass der Rhein-Kreis 
Neuss bereits im Mai 2018 seinen Zuwendungsantrag bei der Bezirksregierung gestellt 
habe. Zudem habe im September die frühzeitige Bürgerbeteiligung im Kreissitzungs-
saal stattgefunden. Bei diesem Termin seien besonders die Interessen der Bürger in 
die weiteren Überlegungen aufgenommen worden.  

Ein wiederkehrendes Thema sei der Störfallbetrieb beim GHC. Das erforderliche TÜV 
Gutachten sei im Jahr 2013 erstellt worden. Diese Gutachten musste revidiert werden, 
um aufgrund der vergangenen Zeit und den zwischenzeitlichen Änderungen Rechtssi-
cherheit zu erlangen. Zudem mussten aufgrund eines Artenschutzgutachtens die Zau-
neidechsen umgesiedelt werden und Ausgleichsflächen geschaffen werden. Die entste-
henden Nachteile durch die Anschlussstelle, wie die Nähe zum Störfallbetrieb, müssten 
gegen das Wohl der Allgemeinheit, welches hauptsächlich die Entlastung des Ver-
kehrsaufkommens umfasst, abgewogen werden. Ende November werde der Rhein-
Kreis Neuss alle erforderlichen Gutachten bei der Bezirksregierung vorlegen. Zusätzlich 
werde ein weiteres Gutachten vorgelegt werden, welches sich mit den positiven Um-
weltauswirkungen befasse. Diskussionsbedarf bestehe aufgrund des sechsspurigen 
Ausbaus noch hinsichtlich der Entwässerungsplanung. Hierzu werde noch diese Woche 
ein Gesprächstermin stattfinden. Weiterhin müsse der bereits genehmigte Antrag aus 
2006 beim Bund für den Bau der Anschlussstelle Delrath aufgrund der fortgeschritte-
nen Zeit erneut beim Bund eingeholt werden. Der Kreis müsse nach einem Erörte-
rungstermin eine Synopse über die Ergebnisse erstellen. Zudem müsse der Kreis darin 
Stellung zu den Bedenken der Träger öffentlicher Belange und gegebenenfalls auch 
der Bürger nehmen. Die Stadt Dormagen habe an dieser Stelle Unterstützung angebo-
ten. 

 

Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel sagte, dass die Notwendigkeit der Anschlussstelle 
bereits seit zwölf Jahren bekannt sei. Es habe eine große Zeitverzögerung durch den 
übersehenen Gefahrenbereich eines Betriebes gegeben. Der Kreis habe jahrelang er-
klärt, dass bereits alle Gutachten vom Kreis vorgelegt worden seien. Deswegen sei es 
zu begrüßen, dass der Kreis ans arbeiten gekommen sei und Ende November endlich 
alle erforderlichen Gutachten vorlege. Er berichtete, dass bei der Anhörung für die 
Bürger aus Dormagen, die in Grevenbroich stattgefunden habe, die Anregung gegeben 
wurde, dass die Ausgleichsflächen möglichst in der Ortslage Delrath geschaffen wer-
den sollten. Ein weiterer Wunsch sei gewesen, dass die westliche Zu- und Abfahrt 
möglichst nah an der Autobahn sein solle, damit die Landschaft möglichst wenig geteilt 
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werde. Er fragte, ob diese Überlegungen in den weiteren Vorhaben berücksichtigt wor-
den seien. 

 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke wies drauf hin, dass die Bürgerbeteiligung in Gre-
venbroich stattgefunden habe, da sie für alle interessierte und betroffene Bürger vor-
gesehen war und nicht ausschließlich für die Dormagener. Weiter müssten die Flächen 
für das weitere Vorgehen zunächst erworben werden, um die Anregungen und Wün-
sche der Bürger zu berücksichtigen. Er wies ausdrücklich den Vorwurf zurück, dass der 
Kreis nicht konstant an dem Thema gearbeitet habe. Es hätten alle Gutachten vorgele-
gen und lediglich durch die fortgeschrittene Zeit mussten die Gutachten wieder überar-
beitet werden. Das hätte bei zügiger Bearbeitung durch die Bezirksregierung vermie-
den werden können.  
 
 

KA/20181107/Ö2.5 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Nahverkehrs- und Straßenbauaus-
schusses vom 10.10.2018 und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
  

2.6.  Kulturausschuss am 11.10.2018 
  

KA/20181107/Ö2.6 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss bestätigt die Beschlüsse des Kulturausschusses vom 11.10.2018 
und erhebt sie zu seinen Beschlüssen. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

einstimmig 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

3.  Kenntnisnahme von Niederschriften 
  

3.1.  Partnerschaftskomitee Europäische Nachbarn am 06.09.2018 
 

Protokoll: 
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Landrat Hans-Jürgen Petrauschke teilte mit, dass der bisherige Landrat Jaroszek des 
Partnerkreises Mikolów in Polen nicht wiedergewählt werden könne, da er bei den 
stattgefundenen Kommunalwahlen nicht in den Kreistag gewählt worden sei. Sobald 
bekannt gegeben wurde, wer als neuer Landrat vom Kreistag gewählt worden sei, 
werde entsprechend informiert. 
 
2. stellvertretender Landrat Horst Fischer merkte an, dass bei einer Informationsreise 
nach Polen im September mit Landrat Jaroszek besprochen worden sei, im September 
2019 das 25-jährige Jubiläum zu feiern und möglicherweise einen Arbeitsbesuch anzu-
schließen. Einzelheiten sollten nach der Kommunalwahl geklärt werden. Er bitte die 
Verwaltung, unabhängig von der Kommunalwahl, das Vorhaben weiter zu verfolgen 
und den Kontakt zu halten. 
 

KA/20181107/Ö3.1 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt die Niederschrift des Partnerschaftskomitees Europäische 
Nachbarn am 06.09.2018 zur Kenntnis. 
 
 
  

3.2.  Sportausschuss am 17.09.2018 
  

KA/20181107/Ö3.2 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt die Niederschrift des Sportausschusses am 17.09.2018 zur 
Kenntnis. 
 
 
 
  

4.  Bericht zur Braunkohlenplanung und Energiewirtschaft 
Berichtszeitraum: September/Oktober 2018 
Vorlage: 61/2939/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Landrat Hans-Jürgen Petrauschke wies darauf hin, dass der Monitoringbericht 2017 
der Bundesnetzagentur und des Bundeskartellamtes auf der Seite der Bundesnetza-
gentur  
(unter folgendem Link: https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/Allgemeines/Bundesnetzagentur/Publikationen/Berichte/2017/Monitoringbe-
richt_2017.pdf?__blob=publicationFile&v=4). 
abrufbar sei. 
Zudem stehe der Zwischenbericht zu möglichen Maßnahmen zur sozialen und struktur-
politischen Entwicklung der Braunkohleregionen auf der Seite der Kommission für 
Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung (unter folgendem Link: 
https://www.kommission-wsb.de/WSB/Redaktion/DE/Downloads/zwischenbericht-
strukturentwicklung-der-komission-wsb.pdf?__blob=publicationFile&v=3) zur Verfü-
gung. 
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Die Projekte, die im Bundesverkehrswegeplan enthalten sind, sollten bevorzugt in der 
Region umgesetzt werden, so Landrat Hans-Jürgen Petrauschke weiter. Am 
06.11.2018 habe das Bundesverkehrsministerium diesbezüglich eine Prioritätenverän-
derung vorgenommen. Zum einen sei der Ausbau der Strecke Viersen-Dülken-Kal-
denkirchen ein vordringlichen Bedarf und für die Rheydter Kurve hingegen kein Bedarf 
gesehen werde. Der Kurzbericht über die Bewertungsergebnisse für die Schienenpro-
jekte des Potenziellen Bedarfs aus dem Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030 werde 
dem Protokoll als Anlage beigefügt. 
 
 

KA/20181107/Ö4 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Braunkohlenplanung und Energiewirtschaft 
für den Berichtszeitraum September/Oktober 2018 zur Kenntnis. 
 
 
 
  

4.1.  Tischvorlage: Ergänzungsantrag der SPD Kreistagsfraktion vom 
05.11.2018 zum TOP 4 

 
Protokoll: 

 
Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel erläuterte den Antrag.  
Der Antrag solle in die Fraktionen zur weiteren Verwendung gegeben und beispiels-
weise für Beratungen in der ZRR hinzugezogen werden. Er weise darauf hin, dass ein 
Ausstiegsdatum nicht notwendig sei, wenn eine Revisionsklausel und ein Monitoring 
vorhanden seien. Das von Hydroleiter vorgelegte Gutachten von Herrn Prof. Stern 
zeige deutlich, dass Versorgungssicherheit wichtig sei, jedoch auch bezahlbar sein 
müsse. Er regte an, dass das Gutachten von den Kommissionsmitgliedern gelesen wer-
den sollte. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke betonte, dass neben der Bezahlbarkeit der Energie-
versorgung auch die Unabhängigkeit vom Ausland wichtig sei.  
 
Kreistagsabgeordneter Erhard Demmer führte aus, dass in der Verwaltungsvorlage 
zum Kreisausschuss ein Paradigmenwechsel zu erkennen sei, da der Strukturwandel 
thematisiert worden sei. Grundsätzlich müsse geklärt werden welche Rolle der Kreis-
ausschuss und der Kreistag in Bezug auf den Strukturwandel spiele. Es sei nicht nach-
vollziehbar, warum die Vorschläge zur Gründung einer Strukturkommission und eines 
Wirtschaftsausschusses abgelehnt worden seien. Der Kreisausschuss sei lediglich ein 
Berichtsausschuss. Der Kreis müsse selbst Entscheidungen treffen und dazu reiche 
nicht eine Auflistung von Projekten und Ideen. Die angehängten Stellungnahmen zu 
Gutachten würden nur einen Bruchteil der Gutachten abbilden. Er fordere eine Diskus-
sion zu diesen Themen und eine Entwicklung von durchdachten Strategien notwendig 
sei. Die Strategie müsse die verschiedenen Entscheidungsebenen von Bund, Land und 
Kreis berücksichtigen, sowie transparente Kriterien und Anforderungen definieren. Als 
Perspektive fehle eine Zielsetzung. Der Kreis müsse mit den Kommunen und der Re-
gion eine gemeinsame Strategie entwickeln. Im Rheinischen Revier gebe es sehr un-
terschiedliche Ausgangssituationen. Deswegen sei es falsch, das Schicksal der Region 
mit der Braunkohle gleichzusetzen. RWE trage eine große Verantwortung daran die 
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Sozialverträglichkeit herzustellen. Die geplante Auflösung von Innogy werde 5.000 Ar-
beitsplätze und im Kernbereich der Braunkohle 9.000 Arbeitsplätze kosten. In den Leit-
linien des Kreises könnte das Zusammenwirken der Region, die Digitalisierung zum Er-
leichtern des Wandels oder die Schaffung einer zukunftsfähigen Infrastruktur manifes-
tiert werden. Die Vorschläge des Kreisausschusses müssten in ein Konzept eingebracht 
werden. Die Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen schlage vor, in den Fraktionen 
Ideen zu sammeln, die Vorlage der Verwaltung zu ergänzen und im Kreisausschuss ei-
nen entsprechenden Beschluss zu fassen. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke merkte an, dass ein Zusammenschluss in der Region 
bereits durch die ZRR vorhanden sei. Er verdeutlichte, dass niemand den Abbau von 
Arbeitsplätzen durch den Braunkohleausstieg bestritten habe. Deswegen habe sich der 
Kreistag bereits sehr früh damit beschäftigt, unter anderem mit einer Sondersitzung im 
Jahr 1996. Der Strukturwandel sei seit Jahren ständiger Begleiter in der Region. In der 
Vergangenheit habe es bereits Veränderungen in der Kraftwerkeffizienz durch die BOA 
Kraftwerke gegeben, sowie im Hinblick auf die Abschaltung von Atomkraftwerken. Pri-
orität habe derzeit die Verhinderung eines Strukturbruchs. Es dürften nicht einfach die 
Braunkohlekraftwerke abgeschaltet und erst danach geschaut werden wie eine Strom-
versorgung dauerhaft gesichert werden könne. 
 
Kreistagsabgeordneter Erhard Demmer erklärte, dass die BOA-Kraftwerke lediglich 
eine Effizienzoptimierung der Braunkohle gewesen seien. Weder ein Strukturbruch, 
noch zersplitterte Zuständigkeiten seien gewollt. Deswegen müsse ein Planungsinstru-
ment für die Region geschaffen werden, an dem sich der Rhein-Kreis Neuss auch be-
teiligen solle, damit der langsame Ausstieg bis 2045 strukturiert geplant werden 
könne. Der Kreis habe nie in den Sitzungen Projekte geplant, was passieren soll, wenn 
die Kohle geht. 
 
Kreistagsabgeordneter Dieter Welsink betonte, dass die langjährige Politik der CDU 
und FDP stets innovativ und zukunftsorientiert im Kreis geführt worden sei. Das 
Thema Strukturwandel sei bereits seit vielen Jahren Tagesgeschäft in der Politik. Dies 
müsse nicht zwingend in Verbindung mit dem Braunkohleausstieg verbunden werden. 
Er sehe derzeit keine Lösung für den bevorstehenden Strukturwandel, um die Versor-
gung dauerhaft sicherzustellen. Es sei schwer den Bürgern eine Perspektive aufzuzei-
gen und ihnen die Angst zu nehmen, wenn das Land und der Bund offensichtlich die 
vergangenen Jahre nicht effektiv nach einer Lösung gesucht haben. Er halte blinden 
Aktionismus an dieser Stelle für zwecklos, so lange vom Bund und Land keine Verbind-
lichkeiten zugesichert würden. Ein Ideenpool für Lösungsansätze des Kreises halte er 
jedoch für sinnvoll. Für viele Entscheidungen sie der Kreis nicht zuständig. Zudem wür-
den die Themen in den Fachausschüssen besprochen und diskutiert, so dass die Not-
wendigkeit für einen eigenen Wirtschaftsausschuss nicht vorhanden sei. 
 
Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel meinte, dass für einen Strukturwandel mit System 
ein verbindlicher Zeitrahmen unabdingbar sei. Er kritisierte die Aussagen von Herrn 
Pofalla, dass die Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung bis De-
zember egal wie eine Entscheidung zum Ausstieg getroffen haben müsse. Zudem 
hätte die Bundesnetzagentur die Versorgungssicherheit garantiert. Da die Bundesnetz-
agentur beim Thema Konverter nicht in der Lage sei Entscheidungen zu treffen, könne 
er sich kaum vorstellen, dass die Versorgungssicherheit garantiert werden könne. 
 
Kreistagsabgeordnete Kirsten Eickler erläuterte, dass sie eine andere Vorstellung von 
dem Begriff zukunftsorientiert habe. Es sei gefährlich auf den Bund und das Land zu 
warten, wenn bereits jetzt feststehe in welche Richtung die Region steuern will. Die 
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Region könne bereits jetzt Entscheidungen treffen, welche Technologien in Zukunft 
hier eingesetzt werden sollen und wie die Region in einigen Jahren strukturiert sein 
soll. Beispielsweise könne ein Umstieg auf Wasserstoff getestet werden. Der Kreis 
müsse einen Plan mit konkreten Zielen aufstellen. 
 
Kreistagsabgeordneter Rainer Thiel berichtete, dass der Kreistag sich bereits sehr früh 
mit dem Thema Strukturwandel und Leitbildentwicklung befasst habe. Der Rhein-Kreis 
Neuss sei eine Industrieregion und wolle dies auch bleiben. Etwa 300 Unternehmen im 
Kreis seien von Energiepreisen abhängig. Natürlich sei Wassersoff eine alternative 
Energie, die jedoch immense Kosten mit sich bringen würde, sodass die Industrie in 
der vorhandenen Form nicht aufrechterhalten werden könnte. Unter dem Aspekt spiele 
die Entwicklung und Forschung in diesem Bereich eine große Rolle. Es müssten Spei-
chermöglichkeiten entwickelt werden, die sicher zur Verfügung stehen würden und 
wettbewerbsfähig seien. Bevor ein Ausstiegsdatum festgelegt werden könne, müssten 
zuerst Ergebnisse vorliegen. Nordrhein-Westfalen habe im Gegensatz zu den anderen 
Bundesländern bereits einen Endtermin, da die rot-grüne Landesregierung in ihrer Lei-
tentscheidung damals beschlossen habe, keine neuen Tagebaue entstehen zu lassen. 
Die zeitliche Begrenzung ergebe sich lediglich aus Hochrechnungen wie lange in den 
vorhandenen Tagebauen noch Braunkohle abbaubar sei. Ebenfalls sei noch nicht fest-
gelegt, ob die Tagebaugebiete rekultiviert oder als Seen aufgeschüttet würden. In der 
Kohlekommission werde mit entscheiden, ob der Rhein-Kreis Neuss seine Stellung als 
wirtschaftsstärkster Standort halten könne. 
 
Kreistagsabgeordneter Dieter Welsink merkte an, dass die Diskussion aufgrund ihrer 
hohen Priorität genau richtig im Kreisausschuss geführt werde. Der Rhein-Kreis Neuss 
sei einer der wirtschaftsstärksten Standorte und wolle dieses Niveau in Zukunft auch 
halten. Wenn Herr Pofalla bereits mitteile, dass der Braunkohleausstieg Milliarden kos-
ten werde, dann könne bereits jetzt daraus geschlossen werden, dass der Kreis dies 
mit seinem Haushalt kaum alleine bewältigen werde. Sobald die Rahmenbedingungen 
vorgegeben würden, könne der Kreis mit den entsprechenden Umsetzungen beginnen. 
Damit der Kreis gute Entscheidungen für die Bürger vor Ort treffen kann, muss die 
Bundes- und Landesebene zunächst helfen. 
 
Kreistagsabgeordneter Dirk Rosellen führte aus, dass zwar in Nordrhein-Westfalen be-
reits Leitentscheidungen getroffen seien, jedoch bei weitem nicht alle Fragen geklärt 
seien. Dies sorge für große Verunsicherung in der Bevölkerung.  In den Debatten des 
Kreistages sei oft klargestellt worden, dass neben den ökologischen Aspekten auch die 
Versorgungssicherheit und Arbeitsplätze als Ziele gesehen werden. Die ständige Dis-
kussion um ein Ausstiegsdatum verunsichere zudem die Beschäftigten, die mittelbar 
oder unmittelbar von der Braunkohle abhängig sind. Die Diskussion zeige, dass der 
Kreisausschuss das richtige Gremium dafür sei. 
Es komme nicht auf die Quantität der Gremien an, sondern auf die Qualität der Dis-
kussionen in den vorhandenen Gremien. 
 
Kreistagsabgeordneter Erhard Demmer wies darauf hin, dass im Kreisausschuss ledig-
lich ein Bericht zur Braunkohle vorgelegt werde und zu diesem Tagesordnungspunkt 
keine Beschlüsse gefasst würden. Weiterhin habe die Kreistagsfraktion Bündnis 90/die 
Grünen die geführte Diskussion angeregt. Der Klimawandel sei bereits da und könne 
nur noch gestaltet werden. Der Strukturwandel könne nicht abgewartet werden, son-
dern es müsse frühzeitig auf allen Ebenen tätig werden. Der Kreis solle weiterhin seine 
Wirtschaftsstärke beibehalten, allerdings mit einer weiterentwickelten und nachhalti-
gen Industrie. Dazu müssten zunächst Sozialverträglichkeit und Arbeitsmarktsicherung 
als Ziele festgeschrieben werden. 
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Kreistagsabgeordneter Johann-Andreas Werhahn machte deutlich, dass 10.000 Ar-
beitsplätze in der Braunkohle, 95.000 Arbeitsplätze im Rhein-Kreis Neuss und insge-
samt 350.000 Arbeitsplätze in ganz Nordrhein-Westfalen, die von günstiger Energie 
abhängig seien. Den Einsatz von Wasserstoff- und Brennstoffzellen hätten einige Un-
ternehmen bereits wieder abgesetzt, da es nicht rentabel sei. Dir Firma Bosch habe 
sich entscheiden ein Batteriewerk nicht zu bauen, da die Politik nichts garantieren 
könne. Zur derzeitigen Jahreszeit seien alle gänzlich abhängig von der Braunkohle-
energie. Erst müssten die Windstromleitungen gebaut werden, um zu sehen, ob dies 
eine wirkliche Alternative darstellen würde. Zuerst müsse getestet werden, was reali-
siert werden könne, bevor weiter geplant werden kann. Der Abbau der BOA-Kraft-
werke koste Volksvermögen, da es ein Vermögen kosten werde diese abzureißen. Die 
Industrie entscheidet nicht nach den Besprechungen im Kreisausschuss oder –tag, 
sondern nach den Rahmenbedingungen, die geschaffen werden müssen. Ansonsten 
würden die Unternehmen an die Standorte ziehen, wo günstigere Energiebedingungen 
vorhanden sind. Der Kreis müsse Entscheidungen fällen, wie den Bau von Leitungen 
vor Ort, damit diese Rahmenbedingungen geschaffen werden können und sich nicht 
mit Themen befassen, die nicht auf Kreisebene entscheiden werden könnten. 
 
Kreistagsabgeordnete Kirsten Eickler stellte klar, dass nicht gemeint gewesen sei, dass 
alle Unternehmen auf Wasserstoff umstellen, sondern getestet werden müsse, welche 
Technologien könnten vielversprechend sein. Es würde in Zukunft viele Veränderungen 
in der Produktion durch die Entwicklung der Technologien geben. Daher müsse früh-
zeitig getestet werden, welche Technologien in der Region genutzt werden können 
und umsetzbar sein könnten. Im Kreisausschuss sei aus Zeitgründen für solche Diskus-
sionen nicht genügend Raum. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke merkte an, dass der Kreisausschuss sich in jeder Sit-
zung mit dem Thema Braunkohle und Strukturwandel beschäftige. Zukünftig müsse 
überlegt werden, in welchem Format konkrete Maßnahmen in die politische Diskussion 
eingebunden werden könnten. 
 

 
 
 
  

5.  Bericht zur Regionalarbeit 
Berichtszeitraum: September/Oktober 2018 
Vorlage: 61/2938/XVI/2018 

  

KA/20181107/Ö5 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Regionalarbeit für den Berichtszeitraum 
September/Oktober 2018 zur Kenntnis. 
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6.  Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung (Stand Oktober/November 
2018) 
Vorlage: ZS5/2943/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Landrat Hans-Jürgen Petrauschke hob hervor, dass seit den Aufzeichnungen der Ar-
beitslosenstatistik im Jahr 1984 keine geringere Arbeitslosenquote zu verzeichnen sei. 
Im Hinblick auf die zukünftigen Haushalte sei es wichtig die Quote weiterhin zu verrin-
gern und einen Strukturbruch in der Region zu verhindern. 
 
Kreistagsabgeordneter Dieter Welsink betonte, dass diese Quote aus einem langjähri-
gen Prozess resultiere, der zeige wie viel Vertrauen der Wirtschaft in diese Region ge-
legt werde. Er fragte, ob sich die kontinuierlich niedrige Arbeitslosenquote auf die Ar-
beitsagentur auswirke. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke verwies die Antwort zu dem Tagesordnungspunkt 
Entwicklung der Kosten der Unterkunft. 
 
Kreistagsabgeordneter Udo Bartsch fragte, ob bei der Expo Real Investoren Interesse 
gezeigt hätten sich im Rhein-Kreis Neuss zu engagieren. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke erläuterte, dass der Rhein-Kreis Neuss als Kreis 
keine konkrete Ansiedlung besprochen habe. Allerdings hätten die Städte und Gemein-
den sich zu unterschiedlichen Bereichen vorgestellt. Die Stadt Neuss habe zum Thema 
Wohnungsbau vorgetragen. Grundsätzlich könne davon ausgegangen werden, dass 
sich in diesem Bereich Gespräche mit Investoren entwickeln. 
 

KA/20181107/Ö6 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung  
(Stand: Oktober/November 2018) zur Kenntnis. 
 
 
  

7.  Entwicklung der Kosten der Unterkunft und der Bedarfsgemeinschaf-
ten 
Vorlage: 50/2935/XVI/2018 

 
Protokoll: 

Landrat Hans-Jürgen Petrauschke teilte mit, dass voraussichtlich die veranschlagten 
Kosten für die Kosten der Unterkunft für das Jahr 2018 nicht gänzlich verausgabt wür-
den. Er wies darauf hin, dass im Falle einer Kostenerstattung über die Umsatzsteuer 
an die Städte und Gemeinden unterschiedlich davon profitiert werde. 
 
Kreistagsabgeordneter Udo Bartsch fragte, wann die Zahlen aus dem neuen Gutachten 
für den grundsicherungsrelevanten Mietspiegel vorliegen würden. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke erklärte, dass zunächst Beschlüsse in den zuständi-
gen Gremien gefasst werden müssten und das Gutachten in diesem Jahr beauftragt 
werden solle. Die neuen Werte im März 2019 in Kraft treten würden. 
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KA/20181107/Ö7 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt die Entwicklungen der Kosten der Unterkunft und  Bedarfs-
gemeinschaften zur Kenntnis. 
 
 
  

8.  Bericht zur Flüchtlingssituation 
Vorlage: 50/2947/XVI/2018 

  

KA/20181107/Ö8 

Beschluss: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zu Kenntnis. 
 
 
 
  

9.  Anträge 
 

Protokoll: 

Anträge wurden nicht gestellt. 
 
 

 
 
 
  

10.  Mitteilungen 
   

10.1.  Anfrage der SPD Kreistagsfraktion vom 17.09.2018 zum Thema "S-
Bahnlinie S11" - Antwortschreiben der Deutschen Bahn 
Vorlage: 61/2940/XVI/2018 

 
Protokoll: 

2. stellvertretender Landrat Horst Fischer erklärte, dass das Antwortschreiben der 
Deutschen Bahn nicht zufriedenstellend und in sich widersprüchlich sei. 
 
Kreistagsabgeordneter Erhard Demmer berichtete, dass sich seiner Erfahrung nach die 
Situation an der S-Bahnlinie S11 besonders zu den Stoßzeiten morgens und nachmit-
tags erheblich gebessert habe. 
 

 
 
 
 
 
  

11.  Anfragen 
 

Protokoll: 



Niederschrift über die 45. Sitzung des Kreisausschusses am 07.11.2018 Seite 15 von 15 
-öffentlicher Teil- 

 
Kreistagsabgeordneter Carsten Thiel fragte, warum der Presse zu entnehmen sei, dass 
der Geschäftsführer der Metropolregion Rheinland aufhören wolle und wie es danach 
in dem Gremium weitergehe. Zudem bat er um Angaben, wie viel Geld bisher für die 
Metropolregion ausgegeben worden sei. 
 
Landrat Hans-Jürgen Petrauschke teilte mit, dass der Geschäftsführer Herr Dr. Ernst 
Grigat sein Arbeitsverhältnis beende. Zudem liege die Jahresrechnung zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht vor. 
 

 
 
 
  

 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, schloss Vorsitzende/r Landrat Hans-Jürgen 
Petrauschke um 16:40 Uhr den öffentlichen Teil der Sitzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hans-Jürgen Petrauschke   Janine Conrads  
Landrat   Schriftführung 
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Kurzbericht über die Bewertungsergebnisse für die Schienenprojekte des 

Potenziellen Bedarfs aus dem Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2030 

 

Der Deutsche Bundestag hat am 02.12.2016 das Dritte Gesetz zur Änderung des 

Bundesschienenwegeausbaugesetzes (BSWAG) beschlossen, das am 30.12.2016 in Kraft 

getreten ist. Dieses Gesetz umfasst als Anhang auch den geltenden Bedarfsplan für den 

Ausbau der Schienenwege des Bundes. Dieser wiederum enthält Projekte in der Kategorie 

Potenzieller Bedarf (PB), die in den Vordringlichen Bedarf (VB) aufsteigen, sobald die 

Voraussetzungen (in der Regel eine positive gesamtwirtschaftliche Bewertung) erfüllt sind.  

Der Bedarfsplan enthält auf Wunsch des Gesetzgebers in Abschnitt 2, Unterabschnitt 2 eine 

ausdrückliche Regelung zur automatischen Aufnahme dieser Projekte in den Vordringlichen 

Bedarf nach erfolgtem Nachweis der gesamtwirtschaftlichen Vorteilhaftigkeit: „Sobald 

nachgewiesen ist, dass diese Projekte die Kriterien für die Aufnahme in den Vordringlichen 

Bedarf erfüllen, werden sie in den Vordringlichen Bedarf aufgenommen.“ Das 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur unterrichtet den Deutschen 

Bundestag über die Ergebnisse der Bewertungen der Projekte des PB.  

Nunmehr liegen für die Projekte des PB die folgenden Bewertungsergebnisse vor: 

Aufstieg in den Vordringlichen Bedarf 

Die folgenden Projekte, deren Nummern den laufenden Nummern von Abschnitt 2, 

Unterabschnitt 2 (PB) entsprechen, erreichten in der gesamtwirtschaftlichen Bewertung ein 

positives Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV). Sie erfüllen damit die Kriterien für die Aufnahme 

in den VB und steigen deshalb nach dem BSWAG auf: 

3 ABS München– Mühldorf – Freilassing (inkl. Walpertskirchner Spange für Verkehre 

Flughafen MUC – Salzburg und zweigleisigem Ausbau Tüßling – Freilassing) 

4 ABS/NBS Nürnberg – Erfurt (VDE 8.1, inkl. Maßnahmen zur weiteren 

Fahrzeitverkürzung und Tunnel Fürth) 

6  ABS Nürnberg – Schwandorf/München – Regensburg – Furth im Wald – Grenze D/CZ 

9  ABS Grenze D/NL– Kaldenkirchen – Viersen – Rheydt-Odenkirchen 

10 ABS Augsburg – Donauwörth 

13 ABS Gotha – Leinefelde 
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15 ABS Stuttgart – Backnang/Schwäbisch Gmünd – Aalen – Nürnberg 

16 ABS Kehl – Appenweier 

17 ABS Landshut – Plattling 

18 ABS Lübeck – Schwerin 

20 ABS Weimar – Gera – Gößnitz 

21 ABS Regensburg – Mühldorf  

22 ABS Niebüll – Klanxbüll 

24 NBS Studernheimer Kurve (Teil des Knotens Mannheim) 

25 ABS Hamburg – Ahrensburg (Teil des Knotens Hamburg) 

26 NBS Dresden – Prag 

27 ABS Lehrte/Hameln – Braunschweig – Magdeburg – Roßlau 

28 ABS Cuxhaven – Stade 

30 ABS Münster – Lünen 

31 ABS Leipzig – Chemnitz 

32 ABS Wilster – Brunsbüttel 

33 ABS Berlin – Angermünde – Pasewalk – Stralsund 

37 Weitere Streckenmaßnahmen zur Engpassauflösung (Maßnahmen zur Ertüchtigung 

des deutschen Schienennetzes für 740 m lange Güterzüge) 

38 Knoten Frankfurt (inkl. Nordmainische S-Bahn) 

39 Knoten Hamburg (inkl. S4 Ost und West) 

40 Knoten Hannover 

41 Knoten Köln (inkl. Westspange und Verknüpfungsbauwerk Köln-Mülheim) 

42 Knoten Mannheim  

43 Knoten München 

Die Aufnahme in den VB bedeutet angesichts des erweiterten Gesamtumfangs des VB nicht, 

dass für alle Maßnahmen die Planungen unmittelbar aufgenommen werden können.  

Die Bewertungen für den Ausbau der Knoten enthalten keine Aussage hinsichtlich der 

Finanzierungsaufteilung BSWAG / Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) der 

enthaltenen Nahverkehrsmaßnahmen. Diese Aufteilung ist im Nachgang 

überschneidungsfrei zu ermitteln. Die Berücksichtigung in der Knotenbewertung ersetzt 

damit nicht die Standardisierte Bewertung für die Nahverkehrsmaßnahmen. Ebenso müssen 

der Nahverkehrsnutzen wie die Kosten der für eventuell von den Ländern gewünschte 
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Mehrleistungen erforderlichen zusätzlichen Infrastruktur, die nicht Bestandteil der 

Knotenuntersuchung sein kann, für eine Finanzierung außerhalb des Bedarfsplans bewertet 

werden.  

Die Knotenplanfälle sind Ergebnis mehrerer Expertenworkshops unter Teilnahme der DB 

Netz AG. Sie enthalten für alle Knoten einen gesamtwirtschaftlich rentablen Vorschlag für 

die Auflösung der Engpässe. Eine weitere Optimierung erfolgt gemeinsam mit den Ländern 

und Aufgabenträgern. Im Rahmen der Untersuchung von Planungsalternativen wird jeweils 

die wirtschaftliche Lösung zur Erfüllung des verkehrlichen Bedarfs in den Knoten ermittelt. 

 

Maßnahmen zur Aufnahme des Güterverkehrswachstums 

Die folgenden Projekte erfüllen nach dem aktuellen Stand der Untersuchungen derzeit nicht 

die Kriterien für die Aufnahme in den VB. Gleichwohl handelt es sich um Vorhaben, die eine 

besonders hohe Bedeutung für das Wachstum des Güterverkehrs besitzen. Nach Eintreten 

der genannten Bedingungen besteht hohe Wahrscheinlichkeit, dass die Kriterien zur 

Aufnahme in den VB erfüllt werden: 

1  ABS Bremerhaven – Bremervörde – Rotenburg – Verden 

Ein Ausbau der Strecke zwischen Bremerhaven, Bremervörde, Rotenburg und 

Verden weist derzeit noch keinen relevanten Nutzen auf. Die Elektrifizierung 

zwischen Bremerhaven und Rotenburg ist jedoch zur Gewährleistung einer 

Redundanz in der Schienenanbindung des Seehafens Bremerhaven und zur 

Umfahrung des Knotens Bremen wichtig. Sofern die Kapazitäten des Knotens 

Bremen überschritten werden, erlangt das Projekt als Umfahrungsstrecke 

größeren Nutzen. 

2  Korridor Mittelrhein: Zielnetz II (umfasst unter anderem NBS Troisdorf – Mainz-

Bischofsheim) 

Das Vorhaben erlangt erst nach deutlicher Steigerung der im nördlichen 

Mittelrheinkorridor (Teil des wichtigen europäischen Korridors Rhein – Alpen) 

transportierten Gütermenge die Schwelle der gesamtwirtschaftlichen Rentabilität. 

Aufgrund der hohen Belastung der Eisenbahnstrecken im Mittelrheintal und der 

zu erwartenden außergewöhnlich langen Planungs- und Realisierungszeiten für 

das Vorhaben sollte unabhängig von der gesamtwirtschaftlichen Bewertung der 

zeitnahe Beginn einer Machbarkeitsstudie in Betracht gezogen werden. 

 

Maßnahmen für den Deutschland-Takt 

Der Gutachterentwurf des Zielfahrplans Deutschland-Takt wurde am 09.10.2018 vorgestellt. 

Die Bewertung des zugehörigen Planfalls kann erst erfolgen, wenn die Fahrpläne zusammen 

mit Bahnbetreibern, Ländern und den Eisenbahnunternehmen validiert und daraus die 

notwendigen Infrastrukturmaßnahmen abgeleitet sind. Anschließend wird dieser Planfall 

unter Berücksichtigung des Reisezeitnutzens gesamtwirtschaftlich bewertet: 
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29 ABS Köln – Aachen 

Die Maßnahme wird noch für den Deutschland-Takt betrachtet, um die 

Taktknoten Köln und Aachen aufeinander abzustimmen. 

44 Deutschland-Takt 

 

Maßnahmen für das Elektrifizierungsprogramm 

Die folgenden Projekte erfüllen nach dem aktuellen Stand der Untersuchungen derzeit nicht 

die Kriterien für die Aufnahme in den VB. Es ist zu prüfen, ob eine Umsetzung im Kontext des 

neuen Elektrifizierungsprogramms des Bundes möglich wird. 

7  ABS Nürnberg– Weiden – Hof/Schirnding – Grenze D/CZ 

8  ABS Hochstadt-Marktzeuln – Hof/Nürnberg – Bayreuth – Neuenmarkt-Wirsberg 

11 ABS Cottbus – Görlitz 

12 ABS Dresden – Görlitz – Grenze D/PL 

36 ABS Cottbus – Forst (Lausitz) – Grenze D/PL(– Zary) 

 

Kein Bedarf 

Für die folgenden Projekte besteht auch nach intensiver Optimierung keine Aussicht auf 

Erfüllung der Kriterien für die Aufnahme in den VB.  

5  ABS Grenze D/NL– Bad Bentheim – Löhne 

Aufgrund der ungünstigen Trassierung der Strecke Löhne – Bad Bentheim konnten 

nur geringe Potenziale für eine Fahrzeitverkürzung von insgesamt sechs Minuten 

ermittelt werden, die alleine keinen Ausbau rechtfertigen.  

14 ABS Gruiten – Wuppertal – Schwelm 

In den bisherigen Untersuchungen konnte kein Engpass in diesem Bereich 

festgestellt werden, weshalb kein gesamtwirtschaftlich rentabler Ausbauvorschlag 

ermittelt wurde. 

19 ABS Ludwigshafen – Saarbrücken – Grenze D/F 

Die gegenüber den laufenden Ausbauvorhaben (ETCS-Ausrüstung für eine 

Streckengeschwindigkeit von 200 km/h) zusätzlich möglichen geringen 

Fahrzeitgewinne in diesem Bereich entfalten auch in einem Taktfahrplan keine 

sinnvolle Wirkung. 

23 NBS Rheydter Kurve 

Das Projekt ABS Grenze D/NL– Kaldenkirchen – Viersen – Rheydt-Odenkirchen (PB 

lfd. Nr. 9) erfüllt effektiver die Verkehrsbedürfnisse. 
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34 ABS Berlin – Neustrelitz – Neubrandenburg – Stralsund (Berliner Nordbahn) 

Die gegenüber den laufenden Ausbauvorhaben (Geschwindigkeitserhöhung 

zwischen Berlin und Neustrelitz) zusätzlich möglichen geringen Fahrzeitgewinne in 

diesem Bereich entfalten auch in einem Taktfahrplan nur geringe Wirkung. 

35 ABS Koblenz – Mainz (Tunnelertüchtigung) 

Das Projekt Korridor Mittelrhein: Zielnetz II  

(PB lfd. Nr. 2) erfüllt effektiver die Bedürfnisse nach Lärmschutz im Mittelrheintal. 

 

Detaillierte Angaben zu den Bewertungsergebnissen werden in Kürze im webbasierten 

Projektinformationssystem PRINS unter der Adresse http://www.bvwp-projekte.de/ 

veröffentlicht. 

 





Rhein-Kreis Neuss 
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           5. November 2018 
 
Sitzung des Kreisausschusses am 07.11.2018:  
Ergänzungsantrag zum Tagesordnungspunkt „Bericht zur Braunkohlenplanung und 
Energiewirtschaft Berichtszeitraum: September/Oktober 2018“  
( ) 

 
 
Sehr geehrter Herr Petrauschke, 
 
der Kreisausschuss möge beschließen, dass die unter dem o.g. Tagesordnungspunkt 
formulierten Ziele für ein eventuelles Sofortprogramm 2019 ff. um den folgenden Projekt- und 
Maßnahmenkatalog ergänzt werden und diese ebenfalls an die ZRR, das zuständige 
Landesministerium und an die Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung 
übermittelt werden. 
 

Folgende Projekte werden aus unserer Sicht für die erfolgreiche Gestaltung des 
Strukturwandels wichtig sein: 

1. Straßenverkehr  

 A46 (Dreieck Holz und Kreuz Neuss-West): Ausbau des Teilstücks von vier auf 
sechs Spuren. 

 Autobahnanschluss Dormagen-Delrath (A 57): Entscheidendes Projekt für 
Wachstum der Wirtschaft im Dormagener Norden und Neusser Süden 
(Entwicklungsgebiet Silbersee). 

 Lückenschluss A1:  Das Netz der Bundesautobahn soll im Kreis Euskirchen 
zwischen Adenau, Lommersdorf und Blankenheim geschlossen werden. 
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 Vierspuriger Ausbau der Bundesstraße 56 zwischen Düren – Jülich: Weiterer 
Ausbau der B 56 Düren – Jülich als eine der wichtigsten Verkehrsachsen im Kreis 
Düren. 

 Bau der Bundesstraße 399 Düren: Die geplante Trasse der B 399 wird als nördliche 
Umgehung des Stadtkerns von Düren die heute vorhandene Ortsdurchfahrt Düren im 
Zuge der B 264 zwischen dem westlichen Ortseingang bei Düren-Gürzenich und der 
B 56 ersetzen.  

 B477n in Bergheim-Niederaußem: Planung und Bau Ortsumgehung um die B477n 
zur zentralen Erschließungsstraße im Rheinischen Revier auszubauen und die LEP 
Flächen in Grevenbroich und in Bergheim sachgerecht zu erschließen. 

 B477n in Rommerskirchen: Notwendige Ortsumgehung wg. hoher 
Verkehrsbelastung für AnwohnerInnen und mit großer regionaler Bedeutung für die 
Verkehrsinfrastruktur der Region. 

 L361n in Bergheim: Die Sogenannte Grubenrandstraße wird lange ersehnt und war 
über Jahrzehnte durch den Tagebau Bergheim nicht möglich. 

 
 L 361n in Grevenbroich-Kapellen: Lückenschluss wg. erheblicher innerörtlicher 

Belastung durch großes Verkehrsaufkommen notwendig. Regionalen Engpass 
beseitigen. 

 Verbundübergreifendes Fahrradverleihsystem/Pedelecverleihsystem: Der Kreis 
Düren und die Region Aachen streben den Ausbau eines flächendeckenden 
Fahrradverleihsystems im gesamten Kreis-/Regionsgebiet an.  

2. Nahverkehr:  

Zur Aufnahme der Pendlerströme einer stetig wachsenden Region, der Entlastung des 
Straßenverkehrs und zur Standortstärkung sind folgende Maßnahmen im Nahverkehr 
erforderlich: 

 Rasche Fertigstellung der Erft-S-Bahn: Fertigstellung der RB 38 als S-Bahn erst 
Mitte der 2020er Jahre ist nicht akzeptierbar. Planerische Abläufe und Verfahren 
müssen beschleunigt werden. Alle anfallenden Kosten im Zuge der Anpassung von 
Streckenkreuzungen sollten den Städten erstattet werden. 
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 Verbindung Köln – Düsseldorf, Teilstück Grevenbroich – Neuss/ Düsseldorf: 

Jetzige Regionalbahn (RB39) reicht nicht aus, hoher PendlerInnenstrom in Richtung 
Landeshauptstadt. Ziel: S-Bahn-Ausbau mit mehr Kapazitäten und höherer Taktung, 
sowie Beseitigung des auf der Strecke genutzten Dieselantriebs als Bestandteil der 
Energiewende. Zudem: Kein Ende/ Aufhebung der Trennung der Bahn in Bedburg, 
Fortführung bis nach Köln über die bereits in Planung befindliche Erft-S-Bahn. 
 

 S-Bahn Knotenpunkt Grevenbroich: Grevenbroich ist als S-Bahn-Knotenpunkt für 
eine Linie zwischen Düsseldorf/ Neuss über Bedburg bis nach Köln und eine Linie 
von Mönchengladbach über Jüchen und Rommerskirchen nach Köln und Essen 
geeignet. 
 

 Stärkung des Metropol-ÖPNV Köln: Ausbau der Kölner Hauptachse unumgänglich, 
damit Maßnahmen im Umland nicht an Wirkungskraft verlieren. Notwendig: Ausbau 
der Ost-West-Achse der Stadtbahn auf zwei Ebenen, Haltestellenausbau für Dreifach-
Traktion, Neuordnung Verkehr Neumarkt, Tunnel Deutz (hinter Neumarkt/ 
Eisenbahnring). Ziel: Linie 1 als „Metrolinie“. 
 

 Digitaler Eisenbahnknoten Köln: Bundesverkehrswegeplan (BVWP) enthält 
Maßnahmen zur Steigerung der Leistungsfähigkeit. Zusätzlich dazu: Realisierung des 
ersten digitalen Bahnknotens in Köln. Ausstattung mit europäischer Leit- und 
Sicherungstechnik (ETCS) und digitaler Stellwerktechnik (DSTW). 
Kapazitätssteigerung auf bestehenden Strecken bis 2040 von etwa 20% möglich. 
Profitiert durch Nähe zu Niederlande und Belgien durch europäische 
Förderprogramme. 
 

 Weiterführung Straßenbahnlinie 1 Köln Weiden über Brauweiler bis 
Niederaußem: Verlängerung dient der direkten Anbindung des Pulheimer Stadtteiles, 
entlastet überlastete Umsteigepunkte Weiden-West und Bonnstraße. Zudem: Wichtige 
Vernetzungsmaßnahme des vom Ende der Braunkohleverstromung betroffenen 
Nordkreises mit umliegenden Kommunen und Köln. Mit Verlängerung nach Glessen 
und Ober- und Niederaußem werden Ortslagen ohne direkte Verbindung nach Köln 
angebunden – großer Gewinn, insbesondere für Niederaußem, besonders im Hinblick 
auf industrielle Folgenutzung der Kraftwerksfläche samt Forschungsstandort 
(Baumaßnahme: ca. 15km Schienenstrecke plus Haltestellen) 
 

 Anbindung von Elsdorf: Direkte Anbindung an die Erft-S-Bahn aufgrund dadurch 
entstehender Verzögerungen bei der Realisierung des Gesamtprojektes nicht 
realisierbar. Elsdorf darf als die Kommunen, die am meisten mit den Auswirkungen des 
Tagebaus Hambach zu kämpfen hat, keine „verlorene Kommune“ werden. Deshalb: 
Machbarkeit einer Bahnanbindung prüfen und finanzieren. Zudem: Umsetzung einer 
Schnellbus-Pendelverbindung zwischen Elsdorf zum S-Bahnhaltepunkt Glesch für alle 
Abfahrtszeiten als Mindestmaß. 
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 Verbindung Mönchengladbach/ Köln über Jüchen/ Grevenbroich/ 
Rommerskirchen: Ausbau der Regionalbahn-Strecke zur S-Bahn in Arbeit (RB27 soll 
zur erweiterten S6 werden), zudem verkehrt ein Regionalexpress (RE8). Weiteres Ziel: 
zusätzlicher Halt in Grevenbroich Süd. 
 

 Drittes Gleis Düren – Aachen / Verlängerung S-Bahn-Gleis Buir-Düren: Drittes 
Gleis zwischen Düren – Aachen im letzten Bundesverkehrswegeplan (BVWP) nicht 
aufgenommen. Die Aufnahme in den BVWP ist jedoch ebenso notwendig, wie 
zusätzliche Gleise zwischen Kerpen-Buir und Düren. 
 

 Schnellbusverbindung Neusser Süden: Vom Neusser Süden zur Düsseldorfer 
Universität über die Fleher Brücke. 
 

 Anbindung der Stadt Kerpen: Die größte Stadt im Rhein-Erft-Kreis hat große 
Stadtteile und vor allem den Stadtkern gar nicht ans Bahnnetz angeschlossen. 
Letzteres kann mit dem „Kerpener C“ behoben werden. Zudem: Kapazitätenausbau 
des Bahnhofs Sindorf notwendig, Bedeutung als zentraler ÖPNV-Einstiegspunkt für 
Berufspender muss angepasst werden. 
 

 Verlängerung der Stadtbahnlinie 7: Mögliche Strecke über Grefrath, Habbelrath, 
Horrem oder Götzenkirchen nach Kerpen-Zentrum (Streckenlänge ca. 15 km). 
 

 Direkte IC-Verbindung Eindhoven – Düsseldorf (Düsseldorf/ Neuss/ 
Mönchengladbach/ Venlo/ Eindhoven): Engpassbeseitigung auf zwei Gleise 
zwischen Dülken und Kaldenkirchen (nach 1945: zweites Gleis nicht erneuert). Direkte 
IC-Verbindung als notwendiges Bindeglied im internationalen Schienennetz. 
 

 Bahnhöfe: Sanierung, Modernisierung und Herstellung von Barrierefreiheit an 
diversen Bahnhöfen im Rheinischen Revier.  
 

 Vollständige Umstellung des SPNV/ÖPNV im Rheinischen Revier (Wasserstoff): 
Dass Rheinische Revier wird Pilotlandkreis in NRW und möchte die alternative 
Antriebsform Wasserstoff in NRW vollständig zur Anwendung bringen.  
 

 Lückenschluss Linnich – Baal: Von einem Bau des Lückenschlusses (6 km) würden 
insbesondere das Forschungszentrum Jülich profitieren.  
 

 Euregiobahn Baesweiler/Anschluss der Gemeinde Aldenhoven: Bessere 
Verknüpfung der Gemeinde Aldenhoven an die StädteRegion Aachen.  
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3. Güterverkehr:  

 Umwidmung der RWE-Werksbahntrassen (Machbarkeitsstudie erforderlich): 
Nutzung für den Güter- und/ oder Personenverkehr. Etablierung als Güterverkehr-
Bypass in der Region mit Anschluss an neuen Gewerbe-/Industrie- und 
Logistikstandorten. Nutzung als REK-Stadtbahn. 
 

 Rheinspange Wesseling als Kombi-Schienen- und Straßenlösung: Neben 
Vernetzung Stadtbahnverkehre auch Stärkung zum regionalen Güterverkehrsnetzes. 
Kombinierte Einrichtung unbedingt notwendig, weil nach Realisierung einer reinen 
Straßenquerung, baulich/ planerisch keine Schienenquerung mehr möglich. Wichtig 
auch für Industriestandort Wesseling. 

4. Fahrradwege:  

 Weitere Nutzung der RWE-Werksbahntrassen: Aus- und Umbau zur Fahrradtrasse, 
bspw. nach dem Vorbild der Wuppertaler Nordbahntrasse (zzgl. Leih- und Lastenrad-
Angebote) und Anbindung an das regionale Fahrradwegenetz. 
 

 Radschnellwegeverbindung zwischen Düsseldorf und Köln und Aachen: 
Realisierung eines Netzes schneller Radwege im Rheinischen Revier zur Verbindung 
(neuer) Wohn- und Arbeitsplatzschwerpunkte sowie Anbindung an die Ballungsräume 
Köln, Düsseldorf und Aachen und als Zubringer zum Schienenpersonennahverkehr.  
 

 Gesamtregionales Radwegenetz entlang aller Kreis- / Landes- und 
Bundesstraßen, zuzüglich touristische Erschließung: Nach Auslaufen der 
Tagebaue ergeben sich Bedarfe, insbesondere in der touristischen Erschließung der 
Region.  

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
Rainer Thiel, Vorsitzender 





Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  06.11.2018 

ZS 5 - Wirtschaftsförderung / Europa 

 

Tischvorlage 
Sitzungsvorlage-Nr. ZS5/2958/XVI/2018 

 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Kreisausschuss 07.11.2018 öffentlich 

 
Tagesordnungspunkt:   
 

Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung (Stand Oktober/November 
2018) 
 

Sachverhalt: 

Die Arbeitslosenquote im Rhein-Kreis Neuss ist im Oktober mit 4,9% auf einem historischen 

Tiefstand. Regional hat der Rhein-Kreis Neuss gemeinsam mit dem Kreis Heinsberg die 

niedrigste Arbeitslosenquote. Im Bundes- und Landesvergleich liegt der Rhein-Kreis Neuss 

gleichauf mit dem Bundeswert und weiterhin deutlich unter dem Landeswert für Nordrhein-

Westfalen. 

Arbeitslosenquoten aus der Region  

(Stand: Oktober 2018)   
Rhein-Kreis Neuss 4,9%   
Duisburg 10,8%   
Düsseldorf 6,5%   
Essen 10,4%   
Köln 7,4%   
Krefeld 9,9%   
Kreis Düren 6,6%   
Kreis Heinsberg 4,9%   
Kreis Kleve 5,4%   
Kreis Mettmann 5,5%   
Kreis Viersen 5,6%   
Kreis Wesel 6,0%   
Mönchengladbach 9,0%   
Rhein-Erft-Kreis 5,7%   
Städteregion Aachen 6,6%   
NRW 6,4%   
Bund 4,9%   
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Der Arbeitsmarkt im Rhein-Kreis Neuss im Detail 
  Rhein-Kreis Neuss Bund NRW 

Arbeitslose 

Oktober 2018 11.915 2.203.851 621.351 

Veränderung gegenüber 

Oktober 2017 

-1.311 -184.860 -54.552 

-9,9% -7,7% -8,0% 

Veränderung gegenüber 

September 2018 

-175 -52.622 -13.011 

-1,4% -2,3% -2,0% 

Arbeitslosenquote 

Oktober 2018 4,9% 4,9% 6,4% 

Oktober 2017 5,6% 5,4% 7,1% 

September 2018 5,0% 5,0% 6,6% 

Arbeitslose im Rechtskreis SGB II 

Oktober 2018 7.539 1.461.566 446.073 

Veränderung gegenüber 

Oktober 2017 

-1.005 -155.368 -45.043 

-12,0% -9,6% -9,1% 

Veränderung gegenüber 

September 2018 

-77 -35.579 -8.540 

-1,0% -2,3% -1,8% 

Bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldete Arbeitsstellen 

Oktober 2018 3.224 823.900 179.925 

Veränderung gegenüber 

Oktober 2017 

29 44.188 9.782 

0,9% 5,6% 5,7% 

Veränderung gegenüber 

September 2018 

-7 -9.935 -769 

-0,2% -1,2% -0,4% 

 

 

 

Beschlussempfehlung: 

Der Kreisausschuss nimmt den Bericht zur Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung  
(Stand: Oktober/November 2018) zur Kenntnis. 
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